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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen (16. Ausschuß) 


über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Menschenrechtsbericht der Bundesregierung 
— Drucksache 7/4616 — 


A. Zielsetzung 

Der Antrag in seiner jetzigen Form verfolgt das Ziel, auch 
künftig alle bestehenden Möglichkeiten zu nutzen, auf die Ein- 
haltung der Menschenrechte hinzuwirken, die Gewaltanwen- 
dung an der innerdeutschen Grenze zu überwinden und sich 
weiterhin für die Freizügigkeit von Menschen und Meinungen 
in allen Teilen Deutschlands einzusetzen. 


B. Lösung 

Annahme der Entschließung und Verwirklichung in der prak- 
tischen Politik der Bundesregierung. 


C. Alternativen 

Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU, der auf eine Bericht- 
erstattung über den Stand der Menschenrechte im geteilten 
Deutschland gerichtet war, wurde mit Mehrheit abgelehnt. 


D. Kosten 

keine 

Mit Mehrheit angenommen. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Arndt 


I. Allgemeines 

Der Antrag wurde vom Deutschen Bundestag in sei- 
ner 218. Sitzung vom 29. Januar 1976 an den Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen federführend, 
an den Rechtsausschuß und an den Auswärtigen 
Ausschuß mitberatend überwiesen. Die Beratung er- 
folgte im Auswärtigen Ausschuß in seiner Sitzung 
am 31. März 1976, im Rechtsausschuß und im Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen in ihren Sit- 
zungen am 7. April 1976. 


II. Zum Verfahren 

Der jetzt angenommene Antrag weicht inhaltlich von 
dem ursprünglichen ab. Gemeinsam ist der Gegen- 
stand Menschenrechte, die Zielrichtung geht jedoch 
hier auf Berichterstattung gegenüber dem Parlament, 
dort auf politisches Handeln der Bundesregierung 
nach außen. 

In allen Ausschüssen wurde schließlich zunächst 
über den ursprünglichen Antrag — Drucksache 
7/4616 — und nach dessen Ablehnung über Alter- 
nativ-Anträge abgestimmt. 


III. Zum Antrag 

Der Auswärtige Ausschuß hat empfohlen, den An- 
trag Drucksache 7/4616 abzulehnen. Er gab ferner 
zu erwägen, anstelle dieses Antrags die Bundes- 
regierung aufzufordem, bis zum 1. April 1977 einen 
Bericht über die Verwirklichung des Prinzips VII 
der Schlußakte von Helsinki (Achtung der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten einschließlich der 
Gedanken, Gewissens-, Religions- oder Überzeu- 
gungsfreiheit) vorzulegen. 

Der Rechts aus schuß hat einstimmig eine Fassung 
des Antrags empfohlen, die von dem nunmehr be- 
schlossenen Wortlaut nur insoweit redaktionell ab- 
wich, als es nach dem Vorschlag des Rechtsaus- 
schusses in Nummer 2 nicht „zwischen allen Teilen 
Deutschlands", sondern „zwischen beiden Staaten 
in Deutschland" heißen sollte. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen kam 
zunächst einmütig zu dem Ergebnis, die Anregung 
des Auswärtigen Ausschusses nicht aufzugreifen. Es 
schien ihm für die internationalen Beziehungen 
nicht günstig, von der Bundesregierung einen Be- 
richt zu fordern, in dem sie öffentlich bewerten 
müßte, inwieweit die Unterzeichnerstaaten der 
Schlußakte von Helsinki die dort beschlossenen 
Grundsätze verwirklicht haben oder nicht. 


(Hamburg) und Jäger (Wangen) 


Die Vertreter der Koalitionsparteien begründeten 
ihre Ablehnung des Antrags Drucksache 7/4616 da- 
mit, daß die Menschenrechte aus dem parteipoliti- 
schen Streit herausgehalten werden sollten. Eine 
Pflicht der Bundesregierung, dazu im Rahmen des 
Berichts zur Lage der Nation zu berichten, nehme 
der Bundesregierung die Flexibilität, die sie benö- 
tige, um den Menschenrechten in Deutschland in 
der Sache zu nutzen und im konkreten Fall bedräng- 
ten Menschen auch tatsächlich und nicht nur durch 
Deklamationen zu helfen. Die Ausschußmehrheit be- 
gründete ihre Haltung mit dem Hinweis, wie wenig 
für die Menschen in der DDR, die unter Menschen- 
rechtsverletzungen leiden, getan ist, wenn hier im 
Westen mit dem zweifellos begründeten Zorn des 
Gerechten öffentlich und laut protestiert wird, ob- 
wohl im konkreten Fall auch der ebenso massive 
wie öffentliche Protest ein Mittel sein könne, Men- 
schenrechte besser zu schützen. Welches Mittel in 
einer bestimmten Situation und unter konkreten 
Umständen den leidenden oder verfolgten Menschen 
am besten helfe, müsse die Bundesregierung aber 
von Fall zu Fall entscheiden können. Das Parlament 
dürfe sie nicht abstrakt von vornherein festlegen. 

Die Mehrheit erhob daher die Empfehlung des 
Rechtsausschusses zum Antrag. Diese Empfehlung 
geht auf einen früher von dem Abg. Dr. Gradl vor- 
gelegten Vorschlag zurück, der zu der Entschlie- 
ßung führte, die der Deutsche Bundestag in seiner 
Sitzung am 20. Juni 1974 auf einstimmige Empfeh- 
lung des Ausschusses für innerdeutsche Beziehun- 
gen angenommen hatte. 

Mit diesem Antrag wollte die Ausschußmehrheit 
erreichen, eine Aussage zum Thema Menschen- 
rechte zu machen, die möglichst von allen Fraktio- 
nen getragen werden könnte. 

Die Vertreter der CDU/CSU-Fraktion wiesen zur 
Begründung ihres Antrags Drucksache 7/4616 je- 
doch darauf hin, daß die Anregung eine Darstellung 
über die Menschenrechte in den Bericht zur Lage 
der Natiön aufzunehmen, schon 1968 im Bundestag 
von einem Mitglied der SPD-Fraktion gemacht wor- 
den sei. Der Bericht zur Lage der Nation sei näm- 
lich unvollständig, wenn dieser Kernbereich der 
Deutschlandpolitik nicht mit einbezogen werde. Die 
DDR sei ferner durch das Inkrafttreten des inter- 
nationalen Paktes der Vereinten Nationen über 
bürgerliche und politische Rechte stärker als bisher 
auch rechtlich verpflichtet, diese Rechte bei sich zu 
verwirklichen. In dieser entscheidenden Frage 
könne es auch keine Zweckmäßigkeitsbedenken ge- 
ben, sonst müsse befürchtet werden, daß eines 
Tages der ganze Bericht zur Lage der Nation aus 
Rücksicht auf die DDR nicht mehr gegeben würde. 

Die Vertreter der Opposition erklärten ferner, der 
Alternativantrag in der vorliegenden Form sei für 
sie unannehmbar, da er eine uneingeschränkte Billi- 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/5150 


gung der Politik der Bundesregierung enthalte. Sie 
beantragten daher folgende Änderungen: 

Bei Nummer 1 die Worte „auch künftig 11 zu streichen, 
bei Nummer 2 das Wort „fortzusetzen 11 durch die 
Worte „zu richten 11 zu ersetzen, sowie 


bei Nummer 3 das Wort „weiterhin 11 zu streichen. 

Diese Änderungsanträge wurden mit der Mehrheit 
der Koalitionsparteien abgelehnt, der Antrag sodann 
in der zu B, ersichtlichen Fassung mit derselben 
Mehrheit angenommen. 


Bonn, den 7. Mai 1976 


Dr. Arndt (Hamburg) Jäger (Wangen) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag der Fraktion der CDU/CSU in folgender Fassung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. alle bestehenden Möglichkeiten auch künftig zu nutzen, auf die Einhaltung 
der Menschenrechte hinzuwirken. Dies dient den Interessen aller Menschen, 
besonders denen in allen Teilen Deutschlands, 

2. in konsequentem Bemühen um Frieden und Versöhnung ihre Politik auch 
gegen die Gewalt an den Grenzen zwischen beiden Staaten in Deutschland 
fortzusetzen mit dem Ziel, diese bedrückenden Verhältnisse zu überwinden, 

3. sich weiterhin unbeirrt für die Freizügigkeit von Menschen und Meinungen 
einzusetzen und diese Bemühungen für die Bürger in allen Teilen Deutschlands 
nutzbar zu machen. 


Bonn, den 7. Mai 1976 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Baron von Wränget Dr. Arndt (Hamburg) Jäger (Wangen) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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